
hohen materiellen Schaden die eventuell festgestellte 
wirtschaftliche Notlage zurück, die in einem anderen 
Fall strafmildernd wirken könnte; andererseits kann 
ein verhältnismäßig geringer materieller Schaden nicht 
strafmildernd wirken, wenn der Täter eine verant­
wortliche Funktion ausgeübt und mit seinen Ver­
brechen das Vertrauen der Werktätigen zu ihren gesell­
schaftlichen Organen schwer erschüttert hat. Stets 
aber muß bei der Bestimmung des im gegebenen Fall 
im Vordergrund stehenden Strafziels (Unterdrückung 
oder Erziehung) dem Subjekt besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, da in jedem Fall die Strafe über den 
Menschen verhängt wird, der einer Erziehung mehr oder 
weniger zugänglich ist. oder zunächst niedergehalten 
werden muß. Die Gerichte müssen also, ausgehend von 
den festgestellten Tatsachen, die den Grad der Gesell­
schaftsgefährlichkeit und Verwerflichkeit des begange­
nen Verbrechens bestimmen, und den Besonderheiten 
des Subjekts des Verbrechens, die in diesem Fall vor­
wiegend zu verfolgenden Strafziele festlegen und danach 
die diesen Zielen entsprechenden Haupt- und die even­
tuellen Zusatzstrafen nach Art und Maß innerhalb des 
angedrohten Strafrahmens festsetzen. Nur so ist es 
möglich, bei mehreren angedrohten Strafarten die rich­
tige Strafart und bei relativ begrenzten Haupt- und 
Zusatzstrafen die richtige Strafhöhe zu finden.

Die schwerste Strafart, die im Einzelfall angedroht 
sein kann, ist die T o d e s s t r a f e .  Sie dient der Un­
schädlichmachung der gefährlichsten Feinde des werk­
tätigen Volkes, die schwerste Verbrechen gegen den 
Frieden, die Arbeiter- und Bauernmacht in der Deut­
schen Demokratischen Republik, den Aufbau des Sozia­
lismus und das Leben der Bürger begangen haben. Es 
ist darum gesellschaftlich notwendig und gerecht, wenn 
unsere Gerichte diese Strafe gegen solche haßerfüllten 
und das Leben und die elementarsten Lebensinteressen 
unserer Arbeiter und Bauern ständig bedrohenden 
Feinde wie Burianek, Dorn, Geßler und andere Ban­
diten anwenden. Auch im Falle des Mordes richtet sich 
die Verhängung der Todesstrafe nach ähnlichen Ge­
sichtspunkten. Hier sollte sie dann angewandt werden, 
wenn der Mord entweder gleichzeitig ein terroristisches 
Verbrechen im Sinne des Art. 6 der Verfassung ist oder 
der Verbrecher den Mord im Zusammenhang mit ande­
ren sehr schweren Verbrechen begangen oder durch 
den Mord die Bevölkerung in Unruhe versetzt hat, oder 
wenn er in besonders abscheulicher Weise vorgegan­
gen ist.

Die Wirkungen der Todesstrafe gehen aber über die 
Unschädlichmachung des Verbrechers hinaus. Einerseits 
werden die Feinde des Volkes, die ähnliche Verbrechen 
begehen, in Furcht und Schrecken versetzt und so 
von der Begehung solcher Verbrechen abgeschreckt, 
andererseits führt eine solche Strafe dem werktätigen 
Volk die Gefährlichkeit der begangenen Verbrechen vor 
Augen, zeigt ihnen aber gleichzeitig auch die Stärke 
unserer Arbeiter- und Bauernmacht und schärft ihre 
Wachsamkeit gegenüber den Klassenfeinden.

Dem Ziel der Unterdrückung verbrecherischer Ele­
mente, deren Verbrechen einen hohen Grad an Ge­
sellschaftsgefährlichkeit und moralisch-politischer Ver­
werflichkeit aufweisen und die sich dadurch als gefähr­
liche Feinde des werktätigen Volkes erwiesen haben, 
dienen die l e b e n s l a n g e  Z u c h t h a u s s t r a f e  u n d  
d i e  l a n g j ä h r i g e n  F r e i h e i t s s t r a f e n .  Das ist 
jedoch nicht ihr ausschließlicher Zweck. Jede Freiheits­
strafe verfolgt den Zweck, die Verbrecher von der 
Gesellschaft zu isolieren und sie durch ihren Zwang 
zu erziehen. Je mehr eine Freiheitsstrafe die Fünf­
jahresgrenze überschreitet, um so mehr tritt das Ziel 
der Unterdrückung des Verbrechers in den Vorder­
grund; dennoch aber verschwindet der erzieherische 
Charakter einer solchen Freiheitsstrafe nie. Bei den 
Freiheitsstrafen von geringerer Dauer steht die Er­
ziehung des Verbrechers, der ein weniger schweres 
Verbrechen begangen hat, zu einem Menschen, der 
die Gesetze unseres Arbeiter- und Bauernstaates und 
damit unsere demokratischen Verhältnisse achtet und 
seine Pflichten ordentlich erfüllt, im Vordergrund. Die 
Erziehung erfolgt hier durch die moralisch-politische 
Ächtung solcher verbrecherischen Handlungen, die in 
der Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe zum Ausdruck 
gelangt, sowie durch zwangsweise Isolierung des Ver 
breeders und die damit verbundene kollektive produktive 
Arbeit (Art. 137 der Verfassung und VO über die Be­

schäftigung von Strafgefangenen vom 3. April 1952 — 
GBl. 1952 S. 275).

Der Richter hat entsprechend den angedrohten Arten 
der Freiheitsentziehung nicht selten zwischen einer 
Z u c h t h a u s s t r a f e  oder G e f ä n g n i s s t r a f e  zu 
wählen. Grundsätzlich ist dazu festzustellen, daß die ge­
setzliche Differenzierung zwischen Gefängnis und Zucht­
haus durch die Entwicklung unseres Strafvollzuges über­
holt ist. Beide Strafen werden im wesentlichen gleich 
vollzogen, wenn man von der zwingenden Rechtsfolge 
des § 31 StGB absieht. Wie die neue StPO erkennen läßt, 
wird diese Differenzierung im Zuge der weiteren Ent­
wicklung unseres demokratischen Strafrechts früher 
oder später wegfallen und durch eine einheitliche Frei­
heitsentziehung ersetzt werden. Bis dahin aber müssen 
wir bei der Strafzumessung von der gegenwärtigen ge­
setzlichen Differenzierung der Freiheitsstrafen ausgehen. 
Besonders über den Charakter der Zuchthausstrafe be­
stehen oft Unklarheiten, weil sich an den Namen dieser 
Strafe nicht selten die ärgsten mittelalterlichen Vor­
stellungen knüpfen. Solche Auffassungen sind auf 
Grund unseres fortschrittlichen Strafvollzugs verfehlt 
und müssen — sowohl unter den Justizfunktionären als 
auch besonders bei der Bevölkerung — überwunden 
werden. Vor allem muß der verbreiteten Meinung ent­
gegengetreten werden, daß die Zuchthausstrafe nur eine 
Strafe für Staatsverräter, Mörder und ähnliche Schwer­
verbrecher sei. Trotzdem ist die Zuchthausstrafe einer 
gleichlangen Gefängnisstrafe nicht gleichzuachten, da 
sie eine größere moralisch-politische Ächtung des ver­
brecherischen Handelns enthält und stärkere Wirkung 
auf feindliche und schwankende Elemente hat. Deshalb 
ist diese Strafart auf schwere Verbrechen anzuwenden.

Besonders akut ist die Frage der Wahl zwischen dem 
Mittel der Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe bei der Be­
strafung von Verbrechen gegen das gesellschaftliche 
Eigentum. Entscheidende Hinweise für die Auswahl 
dieser oder jener Straftat gibt die Richtlinie Nr. 3 des 
OG, indem sie Anwendungsregeln für die Anwendung 
der Bestimmungen des StGB und des VESchG aufstellt 
und dabei den mehr oder minder hohen Grad an Ge­
sellschaftsgefährlichkeit der Handlungen als entschei­
dendes Kriterium für die Differenzierung herausstellt17).

Bei der G e f ä n g n i s s t r a f e  hingegen steht der Er­
ziehungszweck eindeutig im Vordergrund, wie sich 
schon aus ihrer Höchstdauer von 5 Jahren ergibt. Diese 
Erziehung des Verbrechers kann je nach dem Grad 
der Gefährlichkeit und Verwerflichkeit seiner Handlung 
und seiner Person nach durch eine mehr oder weniger 
lange Dauer der Freiheitsentziehung verwirklicht wer­
den. Bei Verbrechen gegen das gesellschaftliche Eigen­
tum, die wegen ihrer Schwere die Anwendung des 
VESchG verlangen, dürfen die Gerichte nicht, um die 
Zuchthausstrafe zu vermeiden, ausweichen und unter 
Anwendung des Strafgesetzbuchs eine Gefängnisstrafe 
aussprechen, die das Mindestmaß der im VESchG vor­
geschriebenen Freiheitsentziehung von einem Jahr 
wesentlich übersteigt. Gerade die durch ein solches 
Verbrechen verlangte größere moralisch-politische Ver­
urteilung muß auch, so lange die Unterscheidung zwi­
schen Zuchthaus- und Gefängnisstrafe besteht, im Aus­
sprechen der Zuchthausstrafe zum Ausdruck kommen. Die 
Gefängnisstrafe ist abstrakt als eine Strafe von einem 
Tag an aufwärts möglich. Es ist klar, daß eine Gefäng­
nisstrafe von ein oder zwei Wochen ihren Zweck als 
Freiheitsstrafe, die durch zwangsweise Isolierung von 
der Allgemeinheit erziehen soll, nicht erfüllen kann. Die 
Gerichte, die einen Rechtsbrecher durch eine Freiheits­
strafe erziehen wollen,sollten daher in solchen Fällen 
grundsätzlich nicht Gefängnis unter einem Monat ver­
hängen.

Eine weitere Hauptstrafe, die insbesondere in den 
Strafbestimmungen zur Bekämpfung von Wirtschafts­
verbrechen angedroht ist, ist die G e l d s t r a f e .  Sie 
dient als Hauptstrafe lediglich der Erziehung des Ver­
brechers, indem sie ihn in seinen Vermögensinteressen 
treffen und dadurch von der Begehung weiterer Ver­
brechen abhalten soll. Die Geldstrafe als Hauptstrafe 
trägt mehr oder weniger den Charakter eines empfind­
lichen Denkzettels und ist als solcher von einer weniger 
nachhaltigen Wirkung, was sich insbesondere auch aus 
den die Person des Täters wenig treffenden Vollzugs-

17) vgl. Insbesondere NJ 1953 S. 686 ff. A II und. B Ziff. 1 und 2 
der Richtlinie.
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